
Satzung

  des Vereins 

Pinealishilfe e.V. 

 

Satzung vom 31.01.2021

§1 Name / Sitz /Geschäftsjahr  

1.1 Der Verein trägt den Namen: Pinealishilfe. Er wird in das Vereinsregister eingetragen. Nach der 

Eintragung führt er den Zusatz „e.V.“. 

1.2 Sitz des Vereins ist Mühlhausen-Ehingen 

1.3 Der Verein wird für unbestimmte Dauer gegründet. 

1.4. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§2 Zweck des Vereins 

2.1 Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige bzw. mildtätige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung in der jeweils gültigen 

Fassung. Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung führt er 

zu seinem Namen den Zusatz e.V.

2.2 Zweck des Vereins ist Hilfe zur Selbsthilfe von Patientinnen und Patienten, die an Erkrankungen 

der Glandula pinealis leiden, insbesondere an einer Pinealiszyste oder anderen gutartigen Tumoren 

sowie damit verbundenen (insbesondere endokrinologischen) Störungen. Der Verein initiiert und 

unterstützt Maßnahmen und Veranstaltungen zur Erhaltung und Förderung des körperlichen, 

seelischen und geistigen Wohlbefindens der betroffenen Patienten. 

2.3 Der Satzungszweck wird insbesondere dadurch verwirklicht, dass die Betroffenen und die 

interessierten Personen in die Lage versetzt werden: 

a) Sich durch die Tätigkeit des Vereins gezielt zum Krankheitsbild, zur Entwicklung, zur 

Ursache, zu Behandlungsmöglichkeiten und zum Leben mit der Krankheit informieren können. 

b) An den Fortschritten der Behandlung und der wissenschaftlichen Forschung aktiv 

teilzunehmen; in Ausführung dieses Zwecks sollen Ärzte aller betroffenen Fachgebiete (u.a. 

Neurologie, Neurochirurgie, Radiologie, Augenheilkunde, Endokrinologie) informiert werden. 

c) Sich zu engagieren durch die Ausübung von Öffentlichkeitsarbeit, mit Medien aller Art, 

um auf die unter a) geschilderte Situation aufmerksam zu machen, vor allem bei 

wissenschaftlichen und medizinischen Gremien und Fachgesellschaften, aber insbesondere bei 

Ärzten der betroffenen Fachgebiete. 



2.4 In Ausführung des Zwecks soll der Verein in nationalen und ggf. in internationalen Gremien 

vertreten sein. Zusätzlich wird er selbst solche Veranstaltungen planen und abhalten. Er wird auch 

mit anderen Gruppen und Organisationen Veranstaltungen organisieren und durchführen, mit dem 

Ziel, die Erkrankungen in Zusammenhang mit der Glandula pinealis in der Öffentlichkeit und der 

medizinischen Fachwelt (weiter) bekannt zu machen. Ein übergeordnetes, langfristiges Ziel ist 

somit auch die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen 

Gesundheitspflege. 

§3 Selbstlosigkeit; Mittelverwendung

3.1 Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

3.2 Die Mittel des Vereins dürfen nur für seine satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine 

sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhalten. 

3.3 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergünstigungen begünstigt werden. Der Vorstand ist grundsätzlich 

ehrenamtlich tätig. Er kann für seine Tätigkeit im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 

auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung im 

Sinne des §3 Nr. 26 a EstG eine angemessene Vergütung erhalten. Die Entscheidung über die 

entgeltliche Vereinstätigkeit des Vorstands trifft die Mitgliederversammlung. 

§4 Vermögensbindung

4.1 Bei Auflösung des Vereins oder beim Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt das Vermögen 

des Vereins, an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte, 

ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke verfolgende, Körperschaft zwecks 

Verwendung im Bereich der Klinischen Forschung. 

4.2 Beschlüsse über die Änderung dieses Paragraphen dürfen nur in Abstimmung mit dem zuständigen

Finanzamt durchgeführt werden. 

§5 Mitgliedschaft

5.1 Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person oder jede Personengesellschaft 

sein, die folgende Voraussetzungen erfüllt: 

- Volljährigkeit; der Aufnahmeantrag eines Minderjährigen bedarf der Zustimmung der 

gesetzlichen Vertreter.

- Grundsätzliche Unterstützung der Ziele des Vereins 



5.2 Auf Vorschlag des Vorstandes können durch Beschluss der Mitgliederversammlung auch 

außerordentliche Mitglieder aufgenommen werden. Im Übrigen können in besonderen Fällen auch 

Persönlichkeiten, die sich im Sinne des Vereinszwecks verdient gemacht haben, Ehrenmitglieder 

werden. Ehrenmitglieder werden auf Vorschlag des Gesamtvorstandes per Beschluss mit einfacher 

Mehrheit der Mitgliederversammlung gewählt. Ihnen steht ein Stimmrecht in der Mitglieder-

versammlung zu.  

5.3 Die Anmeldung zum Verein erfolgt auf schriftlichen Antrag an den Vorstand des Vereins. Der 

Vorstand entscheidet über den Antrag nach freiem Ermessen. Bei Ablehnung ist er nicht 

verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe hierfür mitzuteilen. Ein Rechtsmittel gegen die 

Ablehnung der Aufnahme besteht nicht. 

§6 Ende der Mitgliedschaft

6.1 Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss, Streichung von der Mitgliederliste, Austritt aus 

dem Verein (Kündigung) oder durch Tod bzw. durch Erlöschen der Rechtsfähigkeit einer 

juristischen Person. 

6.2 Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Er kann nur zum Ende 

eines Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von einem Monat eingehalten 

werden muss. 

6.3 Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, 

wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Bezahlung von Mitgliedsbeiträgen oder 

von Umlagen im Rückstand ist. Diese Streichung befreit das Mitglied nicht von der Begleichung 

rückständiger Beiträge und Umlagen. 

6.4 Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es schuldhaft in grober Weise die Interessen des 

Vereins verletzt. Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstandes: Vor der 

Beschlussfassung muss dem Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen 

Stellungnahme gegeben werden. Der Beschluss ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied 

mitzuteilen. Hiergegen kann innerhalb eines Monats nach Zugang des Beschlusses beim Vorstand 

Widerspruch eingelegt werden. Über diesen Widerspruch entscheidet die nächste 

Mitgliederversammlung endgültig.  

§7 Mitgliedsbeitrag

7.1 Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. Zur Finanzierung besonderer Vorhaben 

können Umlagen erhoben werden. 

7.2 Höhe und Fälligkeit von Jahresbeiträgen und Umlagen werden von der Mitgliederversammlung 

festgesetzt. 



7.3 Bei juristischen Personen soll sich der Mitgliedsbeitrag an der Größe der juristischen Person, 

insbesondere an der Anzahl ihrer Mitarbeiter orientieren. 

7.4 Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren, Beiträge und Umlagen ganz oder teilweise 

erlassen oder stunden. 

7.5 Für Ehrenmitglieder entfällt der Mitgliedsbeitrag mit Beginn des Jahres der Ernennung. 

§8 Vorstand

8.1 Der Verein hat einen Vorstand. Der Vorstand setzt sich aus 3 Mitgliedern zusammen: 

Vorsitzender des Vorstands, Schriftführer und Schatzmeister. Diese Vorstandsmitglieder sind 

vertretungsberechtigt im Sinne des § 26 BGB und werden im Vereinsregister eingetragen. 

8.2 Mitglieder des Vorstands werden durch die Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren 

gewählt. Die Mitglieder des Vorstandes bleiben jedoch bis zur gültigen Wahl neuer Mitglieder 

auch nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt. Die Mitgliederversammlung wählt einen Vorsitzenden, 

einen Schriftführer und einen Schatzmeister. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte den Stellvertreter

des Vorsitzenden.

8.3 Zum Vorstand können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. Jedes Vorstandsmitglied ist 

einzeln zu wählen. Die Art der Abstimmung wird vom Versammlungsleiter festgelegt: i.d.R. 

erfolgen alle Abstimmungen und Wahlen offen per Handzeichen. Wenn geheime Abstimmung 

beantragt wird, entscheidet darüber die Mitgliederversammlung, wobei dies mindestens 1/5 der 

abgegebenen gültigen Stimmen erfordert. Gewählt ist, wer die Mehrheit der gültigen Stimmen auf 

sich vereinigt. Eine Wiederwahl ist unbeschränkt zulässig. 

8.4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, kann der Vorstand für die restliche Amtszeit 

des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen. 

8.5 Der Vorstand beruft seine Sitzungen mit einer Frist von 3 Tagen ein. Die Einberufung der Sitzung 

erfolgt durch den Vorsitzenden und ist jedem Vorstandsmitglied zu übermitteln. Jedes 

Vorstandsmitglied ist berechtigt, Punkte zur Tagesordnung anzumelden.  

8.6 Die Online-Vorstandssitzung ist der Präsenzsitzung gleichgestellt. 

8.7 Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Dem Vorstandsvorsitzenden kommt 

der Stichentscheid zu. Sollte der Vorstandsvorsitzende von der Beschlussfassung ausgeschlossen 

sein oder an ihr aus einem anderen Grund nicht teilhaben können, steht seinem Vertreter der 

Stichentscheid zu. Ausnahmsweise ist der Vorstand auch dann beschlussfähig, wenn eines oder 

mehrere seiner Mitglieder aufgrund von Krankheit, Bewusstlosigkeit oder Tod an der 

Beschlussfassung nicht teilnehmen kann bzw. können. In diesem Fall gelten die beschlussfähigen 

Mitglieder des Vorstandes als „der Vorstand“ im Sinne dieser Satzung. Ist ein Vorstandsmitglied 

dauerhaft von der Ausübung seiner Tätigkeit als Vorstand ausgeschlossen, ruft der Vorstand die 

Mitgliederversammlung ein, um ein neues Mitglied zum Vorstand nach Abs. 2 und 3 zu wählen. 



8.8 Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder dem 

zustimmen. 

8.9 Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die 

Satzung einem anderen Organ des Vereins übertragen sind. Er hat insbesondere folgende 

Aufgaben:   

 Öffentlichkeitsarbeit

 Finanzen

 Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Tagesordnung; 

 Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung;

 Buchführung und Erstellung des Geschäftsberichtes;

 Mitgliedergewinnung und –pflege; Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern.

 Der Verein wird durch die zwei vertretungsberechtigten Mitglieder des Vorstandes gemeinsam 
gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 

8.10 Der Vorstand kann zur Behandlung einzelner Aufgaben Ausschüsse einsetzen. Diese können auch 

mit Personen außerhalb des Vorstands sowie externen Fachkräften besetzt werden. Zu seiner 

Entlastung kann der Vorstand mit Zustimmung der Mitgliederversammlung einen Geschäftsführer 

(besonderen Vertreter nach § 30 BGB) bestellen. Dieser ist berechtigt, an den Sitzungen des 

Vorstandes mit beratender Stimme teilzunehmen. 

8.11 Der Vorstand ist gehalten, in allen wichtigen Entscheidungen den Beirat zu hören.

§9 Beirat

9.1 Der Vorstand kann die Ernennung eines Beirats und Einzelheiten u.a. zu dessen Mitgliedschaft 

beschließen. Der Vorstand bestimmt die Anzahl der Beiratsmitglieder und einen 

Beiratsvorsitzenden. Der Beirat soll als Bindeglied zwischen Mitgliedern und dem Vorstand 

dienen. 

§10 Kassenprüfer 

10.1 Wahl: 

Die Mitgliederversammlung wählt mindestens zwei Kassenprüfer, die nicht dem Vorstand oder

dem Beirat noch einem vom Vorstand einberufenen Gremium angehören dürfen. Die Kassenprüfer

werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt. 

10.2 Aufgaben: 

Die Kassenprüfer haben das Recht, jederzeit die Vereinskasse und die Buchhaltung zu überprüfen.

Über die jährliche Prüfung haben sie der Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten.



§11 Mitgliederversammlung

11.1 Der Vorstandsvorsitzende beruft innerhalb von 6 Monaten nach Ablauf eines jeden 

Geschäftsjahres durch gewöhnlichen Brief oder elektronische Post (E-Mail) unter Einhaltung einer 

Frist von 14 Tagen und unter Angabe der Tagesordnung eine ordentliche Mitgliederversammlung 

ein. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das 

Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem 

Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist.

11.2 Die Online-Mitgliederversammlung ist der Präsenzveranstaltung gleichgestellt. 

11.3 Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in 

Mitgliederversammlungen gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. 

11.4 In der ordentlichen Mitgliederversammlung legt der Schatzmeister Rechnung und lässt die 

Rechnungslegung genehmigen. Außerdem gibt der geschäftsführende Vorstand oder, soweit 

vorhanden, der Geschäftsführer den Geschäftsbericht ab. 

11.5 Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstandsvorsitzenden geleitet. Ist dieser nicht anwesend, 

von seinem Vertreter oder, wenn auch dieser nicht anwesend ist, von einem anderen Vorstand. Ist 

kein Vorstand anwesend, wählt die Mitgliederversammlung einen Versammlungsleiter aus ihrer 

Mitte. Der Vorstandsvorsitzende bzw. Versammlungsleiter bestimmt den Protokollführer. 

11.6 Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:

 Wahl des Vorstandes;

 Wahl der Kassenprüfer;

 Beschlussfassung über den Jahresbericht des Vorstandes;

 Entlastung des Vorstandes;

 Beschlussfassung über den Haushaltsplan;

 Feststellung der Mitgliederbeiträge und Umlagen;

 Beschlussfassung über den Widerspruch gegen einen Ausschließungsgrund des Vorstandes;

 Satzungsänderungen;

 Auflösung des Vereins;

11.7 Die Beschlussfassung erfolgt mit einfacher Mehrheit, lediglich bei der Beschlussfassung über 

Satzungsänderungen bedarf es einer Mehrheit von 3/4 der Teilnehmenden oder ordnungsgemäß 

vertretenen Mitglieder. Die Art der Abstimmung wird vom Versammlungsleiter festgelegt: i.d.R. 

erfolgen alle Abstimmungen und Wahlen offen per Handzeichen. Wenn geheime Abstimmung 

beantragt wird, entscheidet darüber die Mitgliederversammlung, wobei dies mindestens 1/5 der 

abgegebenen gültigen Stimmen erfordert. Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder 

Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus 

vornehmen. Diese Satzungsänderungen müssen allen Vereinsmitgliedern sofort schriftlich 

mitgeteilt werden. 



11.8 Eine  außerordentliche  Mitgliederversammlung  ist  von  dem  Vorstand  einzuberufen,  wenn

mindestens 1/3 der Mitglieder dieses schriftlich beantragen oder der Vorstand von sich aus dies für

erforderlich hält. 

11.9 Jede  ordnungsgemäß  einberufene  Mitgliederversammlung  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der

Teilnehmer  beschlussfähig;  lediglich  bei  Beschlüssen  über  Satzungsänderungen  oder  über  die

Auflösung des Vereins ist die Anwesenheit von mindestens 1/3 der Mitglieder erforderlich. Jedes

Mitglied hat  eine  Stimme.  Das  Stimmrecht  kann durch schriftliche  Vollmacht auf  ein anderes

Mitglied übertragen werden. Die Vollmacht ist nur gültig, wenn sie dem Vorstand vor Beginn der

Mitgliederversammlung vorgelegt wurde. Kein Mitglied darf aber mehr als drei Stimmen auf sich

vereinen. Die eigene und die übertragenen Stimmen können nur einheitlich abgegeben werden. Die

Stimmrechtsübertragung  kann  nur  für  die  jeweilige  Mitgliederversammlung  insgesamt  erteilt

werden. 

§12 Sitzungsberichte

12.1 Über die Vorstands- und Beiratssitzungen und über die Mitgliederversammlungen sind 

Niederschriften anzufertigen, die aufzubewahren sind. Alle in den Mitgliederversammlungen und 

in Vorstandssitzungen gefassten Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen und vom Vorstand zu 

unterzeichnen. 

12.2 Niederschriften über Vorstandssitzungen sind vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von 

seinem Stellvertreter, Niederschriften von Beiratssitzungen vom Beiratsvorsitzenden und 

Niederschriften über Mitgliederversammlungen vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter

zu unterzeichnen.

§13 Haftung 

13.1 Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, deren Vergütung den Ehrenamtsfreibetrag gem. 

§ 3 Nr. 26 a EStG im Jahr nicht übersteigt, haften für Schäden gegenüber den Mitgliedern und 

gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur für 

Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

13.2 Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für leicht fahrlässig 

verursachte Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung von Vereinstätigkeiten, bei Benutzung von 

Anlagen oder Einrichtungen des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen erleiden, soweit solche 

Schäden nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind. 

§14 Datenschutz  



14.1 Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vorgaben der 

EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 

personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein 

verarbeitet. 

14.2 Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat jedes 

Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 

 das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 

 das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 

 das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 

 das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO, 

 das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO, 

 das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO und 

 Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 DS-GVO. 

14.3 Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es untersagt, 

personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur Aufgabenerfüllung 

gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu 

nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem 

Verein hinaus.  

14.4 Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach der EU-DatenschutzGrundverordnung und 

dem Bundesdatenschutzgesetz bestellt der Vorstand einen Datenschutzbeauftragten.

§15 Auflösung

15.1 Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 3/4 

der erschienenen Mitglieder aufgelöst werden. 

15.2 Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorstandsvorsitzende und sein

Stellvertreter gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

§16 Gültigkeit dieser Satzung 

16.1 Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 31.01.2021 beschlossen. 

16.2 Diese Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 


